
Stadt Stolberg (Rhld.) Stolberg, 30.11.2012 
Der BÜRGERMEISTER 

Gemäß § 2 (2) der Geschäftsordnung für den Rat und die 
Ausschüsse der Stadt Stol Rhld. in der zur Zeit gültigen 
Fassung erhalten Sie~s!l~B;::Y mit 
diesem Schreiben die 

EINLADUNG 


zu einer Sitzung des 
Sitzungskennziffer: 
Tag der Sitzung: 

Ort der Sitzung: 
Beginn der Sitzung: 

Hauptausschusses 
XVI 143 
Dienstag, 18.12.2012 

Rathaus, Ratssaal 
17:00 Uhr 

HA 

Tagesordnung (Beratungspunkte): 

a) Feststellung der Beschlussfähigkeit 

b) Feststellung der form- und fristgerechten Ladung sowie Unterrichtung der 
Öffentlichkeit gemäß § 27 Absatz 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die 
Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.) 

c) 	 Beschlussfassung über die Tagesordnung 

Al 	Öffentliche Sitzung: 

1. 	 Einwohnerfragestunde (längstens 30 Minuten) 

2. 	 Umbesetzung in Ausschüssen und wirtschaftljchen Unternehmen: 
to/ 

a) 	 Antrag des Jobcenter Städteregion Aachen vom 12.11.2012 
hier: Umbesetzung im Jugendhilfeausschuss 

b) Antrag der SPD-Fraktion vom 21.11.2012 
hier: Umbesetzung im Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und 

Umwelt 

3. 	 Beratung über die Weiterbehandlung von Anträgen: 

a} Antrag der CDU-Fraktion vom 09.11.2012 
hier: Optimierung des angeordneten Zonenhalteverbots in Werth 

b) Antrag der Fraktion Die Linke.Stolberg vom 22.11.2012 
hier: 	 Einführung eines Sozialtarifs für Strom durch Enwor und EWV 
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4. 	 Neue Kindertagesstätte auf dem Donnerberg 
hier: Abschluss eines Kostenübernahmevertrages 

5. 	 Bundesinitiative Netzwerk Frühe Hilfen und Familienhebammen 
hier: Einsatz der Bundesfördermittel 

6. 	 Kinderbetreuungsplan der Stadt Stolberg 
hier: 	 Einrichtung einer integrativen Gruppe in der Städt. Kindertagesstätte 

Gressenich 

7. 	 Kinderspielplatz Margeritenwegl Donnerberg 
hier: Kostenermittlung und Gestaltungsplan 

8. 	 Projektgesellschaften Camp Astrid: 
Jahresabschlüsse zum 31.12.2011 

9. 	 Erlass der neu gefassten Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) vom XX.XX.xXXX 
über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage - Entwässerungssatzung ­

10. 	Abfallentsorgungsgebühren 2013 
hier: Erlass der neuen Gebührensatzung für die Abfallentsorgung 

11. Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen 
hier: 	 Planungsauftrag, Ausschreibung von Planungs- und Gutachterleistungen; 

Aufstellungsbeschluss zur 98. Änderung des FNP gem. § 2 Abs. 1 BauGB 

12. Entwicklungskonzept Talachse Innenstadt 
hier: Sachstand und weiteres Vorgehen 

13. Bebauungsplan Nr. 16 "Liester Teil IV" - 2. Änderung Bereich Sportplatz Rotsch 
und 99. Änderung FNP 
hier: Aufstellungsbeschlüsse gem. § 1 Abs. 3 BauGB 

14. 	Sportplatz Rotsch: Entwicklung von Baugrundstücken 
hier: Mittelbereitstellung für Gutachten 

15. 	Abwassergebühren 2013 
hier: 	4. Änderungssatzung zur Gebührensatzung vom 17.12.2008 zur jeweils 

geltenden Entwässerungssatzung der Stadt Stolberg (Rhld.) sowie 4. 
Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die 
Entleerung der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben vom 17.12.2008 

16. Ankauf eines neuen Transporters für den Forstbetrieb 
hier: zusätzliche Mittelbereitstellung 

17. 	7. Fortschreibung des Abwasserbeseitigungskonzeptes der Stadt Stolberg 2013­
2018 
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18. 	Erlass der 8. Nachtragssatzung vom zur Hauptsatzung der Stadt 
Stolberg (Rhld.) vom 01.07.1997 
hier: Ersetzen des Wortes "Stadt" durch das Wort "Kupferstadt" und damit 

einhergehende Änderungen 

19. 	Friedhofsgebühren 2013 

20. 	4. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren vom 
17.12.2009 

21. 	Änderung der Vorhaltezeiten im Rettungsdienst 

22. Bereitstellung überplanmäßiger Haushaltsmittel für Sachkonto 5241200 - Gas 

23. Beantwortung 	 von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates; 
Mitteilungen 

B) 	Nichtöffentliche Sitzung: 

1. 	 Turnhalle Kaiserplatz 
hier: Ausübung des 2. Optionsrechtes 

2. 	 Kreisverkehr "Nachtigällchen" 
hier: 1. Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung mit dem Land NRW 

2. 	 Abschluss von Kostenübernahmeverträgen mit den Firmen LEONI 
Kerpen GmbH und Kerpen Grundbesitz GmbH 

3. 	 Erwerb eines Grundstückes für den Ausbau der Werther Straße in Stolberg­
Mausbach 

4. 	 Beschlüsse der EWV aus der Gesellschafterversammlung vom 17.12.2012 

5. 	 Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates; 
Mitteilungen 

Ferdi Gatzweiler 
Bürgermeister 

Begründung der Dringlichkeit zu TOP Al 22.: 
Die vom Fachamt angemeldeten Haushaltsmittel zu Gasversorgung der städtischen 
Objekte in Höhe von 1.491.000 € wurden vom Kämmerer auf 1.175.122 € so erheblich 
gekürzt, dass vorliegende Abschlagszahlungen bzw. Rechnungen aus den bestehen­
den Gaslieferverträgen nicht mehr beglichen werden können. Zur Aufrechterhaltung 
der Gasversorgung ist die Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel in Höhe von 
240.000,- € erforderlich. 
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Stadt Stolberg (Rhld.) 
fJ)'-111 / 8)3., 

Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der nicht unterschriebenen Niederschrift über die Sitzung des 

Jugendhilfeausschusses am 29.11.2012 

Al Öffentliche Sitzung: 

• 
TOP.3) Neue Kindertagesstätte auf dem Donnerberg 


hier: Abschluss eines Kostenübernahmevertrages 


Jugendhilfeausschuss, Hauptausschuss und Rat nehmen die Ausführungen 
zum Abschluss eines Kostenübernahmevertrages zwischen der Stadt Stolberg 
und der Arbeiterwohlfahrt als Betreiber der neuen Kindertageseinrichtung in 
der Josefstraße im Stadtteil Donnerberg zur Kenntnis . 

• 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 
Stolberg, den l4. Dezember 2012 
Im Auftrag 

tv~~ 
An FB 4/10 zur weiteren Veranlassung 
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2) 	 Jugendhilfeausschuss sowie Hauptausschuss und Rat beauftragen 
einstimmig die Verwaltung, mit dem Kooperationspartner SKF eine 
entsprechende vertragliche Vereinbarung zu treffen und dem 
Jugendhilfeausschuss jährlich einen Praxisbericht vorzulegen . 

• 

• 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 
Stolberg, den 14. Dezember 2012 

Imld~~ 

An FB 4/10 zur weiteren Veranlassung 
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Stadt Stolberg (Rhld.) 
Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der nicht unterschriebenen Niederschrift über die Sitzung des 

Jugendhilfeausschusses am 29.11.2012 

Al Öffentliche Sitzung: 

TOP. 4) Bundesinitiative Netzwerk Frühe Hilfen und Familienhebammen 
hier: Einsatz der Bundesfördermittel 

• Frau Bergs-Bedra erklärt ihre Befangenheit und nimmt an der Abstimmung zum 
Tagesordnungspunkt nicht teil. 

Der Fachbereichsleiter, Herr Seyffarth führt aus, dass die Stadt Stolberg in der 
glücklichen Lage ist, durch den Sozialdienst Kath, Frauen in Stolberg einen Träger 
zu haben, der bereits eine Familienhebamme beschäftigt und mit dem Projekt 
"Guter Start ins Leben" bereits positive und gute Ansätze für ein Präventivangebot 
vorhanden sind. Somit bietet es sich an, das Konzept "Guter Start ins Leben" zu 
berücksichtigen und nach Möglichkeit Elemente unter Beachtung der Förder­
würdigkeit in ein dauerhaftes Regelangebot auszubauen, 
Aus Sicht der Verwaltung ist der Beschlussvorschlag unter Punkt 1) vorletzte Zeile 
nach dem Wort Familienhebamme wie folgt zu ergänzen: unter Berücksichtigung 
des Projektes "Guter Start ins Leben" 
Herr Emonds, CDU-Fraktion fragt nach, ob die Beschlussempfehlung den Einsatz 
einer pädagogischen Fachkraft des Konzeptes "Guter Start ins Leben" nicht 

• ausschließt. Herr Seyffarth, Fachbereichsleiter antwortet hierauf, dass dies vom 
Grundsatz her nicht ausgeschlossen ist und dass das Konzept eng mit dem SKF 
und dem Fördergeber abgestimmt werden muss, damit es den Prinzipien der 
Fördergrundlage gerecht wird und keine Mittel zurückgezahlt werden müssen, 

Da es sich mit den Ergänzungsvorschlägen der Verwaltung um den weitest 
gehenden Beschlussvorschlag handelt wird hierüber wie folgt abgestimmt: 

1) Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Bundesinitiative Netzwerk Frühe Hilfen und Familienhebammen zur 
Kenntnis und spricht einstimmig an Hauptausschuss und Rat die 
Empfehlung aus, die Bundesfördermittel 

in 2012 in Höhe von 27.591 € 
in 2013 in Höhe von 38.779 € 
in 2014/2015 in Höhe von voraussichtlich 43.820 € 

bis zunächst 31.12.2015 für den Einsatz einer Familienhebamme unter 
Berücksichtigung des Projektes "Guter Start ins Leben" beim 
Sozialdienst Katholischer Frauen Stolberg zu verwenden. 
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2) 	 Jugendhilfeausschuss sowie Hauptausschuss und Rat beauftragen 
einstimmig die Verwaltung, mit dem Kooperationspartner SKF eine 
entsprechende vertragliche Vereinbarung zu treffen und dem 
Jugendhilfeausschuss jährlich einen Praxisbericht vorzulegen . 

• 

• 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 
Stolberg, den 14. Dezember 2012 

Imld~~ 

An FB 4/10 zur weiteren Veranlassung 



























































flFJ ) /?af /,8,/2.20/2 
ufJ)b.J F)jb

Stadt Stolberg (Rhld.) 
Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der nicht unterschriebenen NiederschriJt über die Sitzung des 

Jugendhilfeausschusses am 29.11.2012 

Al Öffentliche Sitzung: 

• 
TOP. 6) Kinderbetreuungsplan Stadt Stolberg 

hier: Einrichtung einer integrativen Gruppe in der städtischen 
Kindertagesstätte Gressenich 

Der Jugendhilfeausschuss fasst folgenden einstimmigen Beschluss: 
Der Jugendhilfeausschuss, Hauptausschuss und Rat nehmen die 
Ausführungen der Verwaltung zur Einrichtung von integrativenlinklusiven 
Gruppen in Kindertagesstätten zur Kenntnis und beschließen, die Maßnahme 
der Umwandlung einer Regelgruppe in eine integrativelinklusive Gruppe zur 
Erfüllung des Rechtsanspruches auf einen Betreuungsplatz für Kinder mit 
Behinderung im Sozialraum Stolberg-Süd zum 01.08.2014 in der städt. 
Kindertagesstätte in Gressenich umzusetzen . 

• 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 
Stolberg, den 14. Dezember 2012 

ImAu~~~ 

An FB 4/10 zur weiteren Veranlassung 
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Stadt Stolberg (Rhld.) 
Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der nicht unterschriebenen Niederschrift über die Sitzung des 

Jugendhilfeausschusses am 29.11.2012 

Al Öffentliche Sitzung: 

TOP. 7) Kinderspielplatz Margeritenweg I Donnerberg 
hier: Kostenermittlung und Gestaltungsplan 

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zur Einrichtung eines 
öffentlichen Kinderspielplatzes am Margaritenweg im Stadtteil Donnerberg zur 
Kenntnis und spricht an Hauptausschuss und Rat einstimmig die Empfehlung 
aus, die Mittel in Höhe von 58.900 Euro für die Umsetzung der Maßnahme zur 
Verfügung zu stellen. 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 
Stolberg, den 14. Dezember 2012 

ImAuft~v~ 

An FB 4110 zur weiteren Veranlassung 
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Stadt Stolberg (Rhld.) 
Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der Niederschrift über die Sitzung des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt am ~l~~!~I~'ij~t~ 

4. 	 Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen; 
hier: 	 Planungsauftrag, 

Ausschreibung von Planungs- und Gutachterleistungen, 
Aufstellungsbeschluss zur 98. Änderung des FNP gem. § 2 Abs. 1 BauGB 

RM Engels begrüßt für die SPD-Fraktion, dass die Stadt Stolberg mit der Ausweisung 
neuer Flächen die Thematik "Erneuerbare Energien" aktiv angehe. 

Die 3. stv. Bürgermeisterin Krings zeigt sich für die Bündnisgrünen sehr erfreut 
darüber, dass der gemeinsame Antrag im Ausschuss auf breiten Schultern 
mitgetragen werde. 

Beschluss: 
A. 	 Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt nimmt die 

Ausführungen bei einer Gegenstimme (FDP) zur Kenntnis. Er empfiehlt 
Hauptausschuss und Rat im gleichen Stimmenverhältnis, die Verwaltung mit 
der Ausschreibung der Leistungen für die Erstellung einer 
Artenschutzprüfung Stufe 2, der Erarbeitung eines gesamträumlichen 
Plankonzeptes und der Änderung des Flächennutzungsplanes zwecks 
Prüfung, ob die Darstellung von zusätzlichen Konzentrationszonen für 
Windenergieanlagen im Stadtgebiet möglich ist, zu beauftragen. 

B. 	 Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt empfiehlt 
Hauptausschuss und Rat im gleichen Stimmenverhältnis weiter, den 
Aufstellungsbeschluss für die 98. Änderung des Flächennutzungsplanes 
gern. § 2 Abs. 1 bauGB zu fassen. 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 
Stolberg, den17~;Üezember 20,]2 

,ml1~~ 
An D~ / FB - Amt,J16 j zur weiteren Veranlassung 
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Stadt Stolberg (Rhld.) Fl)jZ~/ i7)JOe 
Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der Niederschrift über die Sitzung des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt am 13.12.:2012 

2. 	 Entwicklungskonzept Talachse Innenstadt; 
hier: Sachstand und weiteres Vorgehen 

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt der Vorsitzende, Herr Hansen, Frau Lüke 
und Herrn Bode vom Ing.-Büro Bonn. Anhand einer Beamerpräsentation, welche der 
Verwaltungsvorlage bereits beiliegt, erläutert Herr Bode die Spannbreite des 
Gesamtprojektes bis zur heutigen Beschlussempfehlung an den ASVU. 

Für die Koalition aus SPD und CDU hebt RM Engels, SPD, die heutige Vorlage mit 
ihren Entscheidungsempfehlungen, welche Auswirkungen auf die nächsten zwei 
Jahrzehnte haben werde, lobend hervor. Unbestritten seien in der Innenstadt aus den 
vergangenen Jahrzehnten Fehlentwicklungen und gestalterische Mängel zu beklagen. 
Auch in dieser Hinsicht begrüße er das vorliegende Handlungskonzept. Mit diesem 
werde der Bevölkerung aufgezeigt, dass die Innenstadt eine Lobby mit entsprechender 
Perspektive habe. Zu Punkt 3. des Beschlussvorschlages bitte er, die Wörter "... im 2. 
Halbjahr... " gegen "Anfang" zu ersetzen. Er begründet seine Anregung mit den Anfang 
2013 beginnenden Haushaltsberatungen. 
In diesem Kontext bittet RM Kirch, CDU, der sich den Worten seines Vorredners 
vollinhaltlich anschließt, zur Vermeidung von Formfehlern im 1. Absatz die 
Gesetzesgrundlage mit richtig § 11 Abs. § Nr. 11 BauGB zu berichtigen. Er bedankt 
sich bei der Verwaltung für die geleistete Arbeit. In den letzten drei Monaten sei ein 
"strammes Tempo" vorgegeben worden. 

Die 3. stv. Bürgermeisterin Krings, B'gO/Grüne, erkundigt sich nach dem weiteren 
Projekt-Fortgang, wenn es der Stadt trotz aller Bemühungen nicht gelänge, die finan­
ziellen Voraussetzungen zu schultern. 

Herr Pickhardt, FB 1, antwortet, dass dann nur die Rahmenbedingen, wie z.B. 
Schaffung von Planungsrecht, geleistet werden können. 

RM Engels, SPD, interessiert die Zusammensetzung und AufgabensteIlung des in 
Absatz 4 des Beschlussvorschlages aufgeführten Beschlussmonitorings. 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 6, j --5 
Stolberg, den 1't:~])ezember2Ö12 
Im Auftrag 

~------'--"r'~ 
Am ~at / FB - Amt.LlbA zur weiteren Veranlassung 



Stadt Stolberg (Rhld.) 
Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der Niederschrift über die Sitzung des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt am 1!3.12.2012 

Ä't@ffentliche Sitzung: 

Hierzu führt Herr Pickhardt, FB 1, aus, dass alle Beschlüsse zur Stadtentwicklung mit 
dem Innenstadtkonzept abgeglichen werden und Bauleitpläne und andere planerische 
Entscheidungen, ggf. auch außerhalb der Innenstadt, im Einklang mit dem 
Innenstadtkonzept stehen sollten. Dies geschieht informell, d.h. es gibt kein 
formalisiertes Verfahren hierzu. 

Ausschussmitglied Hennig, CDU, lobt, dass in kritischen Innenstadtbereichen endlich 
mit der Bauleitplanung begonnen werde. Er erkundigt sich, welche kurzfristigen, 
kostenneutralen Maßnahmen als sichtbares Zeichen fürdie Bevölkerung (es geschieht 
was) angelassen werden können. Auch bitte er, das Konzept publik zu machen. 

Herr Pickhardt verweist auf die von Herrn Bode aufgezeigten Markierungsmaßnahmen 
in der Rathausstraße. Darüber hinaus könne er derzeit keine kostenneutralen 
baulichen Projekte erkennen. 

Der Vorlage zum Innenstadtkonzept war das Ergebnisprotokoll der Lenkungs­
gruppensitzung vom 15.11.2012 beigefügt. Punkt 2 auf Seite 1 enthält eine 
Kostenschätzung zur Umsetzung der Projektbausteine. Die förderfähigen Kosten 
sind hier mit 7,5 Mio € benannt. Tatsächlich muss es gem. Abschlussbericht zum 
Innenstadtkonzept jedoch 9 Mio. € heißen. Insgesamt wurden die Kosten in der 
Aufstellung im Protokoll im Vergleich zum Abschlussbericht grob gerundet. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorgebracht wurden bedankte sich der 
Vorsitzende, Herr Hansen, bei Frau Lüke und Herrn Bode und stieg unter 
Einbeziehung der beantragten Änderungen (Abs. 1. und 3.) in die Abstimmung über 
den Beschlussvorschlag ein: 

Beschluss: 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt empfiehlt dem 

Hauptausschuss I Rat bei einer Stimmenthaltung (FDP) wie folgt Beschluss zu 

fassen: 


FUr die Richtigkeit des Auszuges: -2 -
Stolberg, den 17KRe2iiTpb~J2Pl12 
Im Auftrag 

------._­

An Dezernat I FB - Amt ~___~__ zur weiteren Veranlassung 



Stadt Stolberg (Rhld.) 
Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der Niederschrift über die Sitzung des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt am 13.12~201t2 

A'fOffentlicbe Sitzung: 

1) 	 Der Abschlussbericht des Integrierten Entwicklungskonzeptes Talachse 
Innenstadt wird als städtebauliches Entwicklungskonzept i.S.d. § 1 Abs. 6 
Nr. 11 BauGB Grundlage für zukünftige stadtentwicklungsrelevante 
Entscheidungen. 

2) 	 Der strategische Fahrplan wird Grundlage für das weitere Handeln in den 
kommenden Jahren. 

3) 	 Die inhaltlichen Beratungen zur Umsetzung der im Entwicklungskonzept 
formulierten Maßnahmen werden Anfang 2013 zwecks Vorbereitung eines 
Förderantrages wieder aufgenommen und die notwendigen Mittel bei den 
Haushaltsberatungen für 2014 eingeplant. 

4) 	 Die Berücksichtigung der im Entwicklungskonzept formulierten 
Zielsetzungen ist anhand eines "Beschlussmonitorings" im Rahmen 
sonstiger städtischer Entscheidungen zu überprüfen. 

5) 	 Die Verwaltung wird beauftragt, die Verfahren zur Änderung der 
Bebauungspläne für den Bereich Steinweg im Sinne der Zielsetzungen des 
Entwicklungskonzeptes anzulassen. 

6) 	 Die Verwaltung wird beauftragt, die Verfahren zur Aufhebung der 
Sanierungsgebiete als Voraussetzung für die Änderung der Bebauungspläne 
für den Bereich Steinweg einzuleiten. 

7) 	 Die Verwaltung wird beauftragt, die Gestaltungssatzung für den Bereich 
Oberstolberg im Rahmen der Bauleitplanverfahren in Abstimmung mit der 
Denkmalbehörde inhaltlich zu überprüfen. 

-3 ­
Für die Richtigkejt~esAus~~g~s: 
Stolberg, denlj7~~/,'P~~efnb~r{~Oilä 
Im Auftrag 

An Dezernat I FB - Amt ~__ zur weiteren Veranlassung 























HR ) }2Otf )8 .)2. 2D,J2 

Stadt Stolberg (Rhld.) 
fJ)J3,i 17) )), 

Der Bürgermeister 

Vorab-Auszug 

aus der Niederschrift über die Sitzung des 


Ausschusses für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt am 1~~~\n~t~@;';?' 


~)~ÖVemtliche Sitzung: 

5. 	 Bebauungsplan Nr. 16 "Liester Teil IV" - 2, Änderung Bereich Sportplatz Rotsch 
und 99. Änderung FNP; 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. § 1 Abs. 3 BauGB 

Für die Koalition aus SPD und CDU begrüßt RM Engels, SPD, die heutige 
Beschlussfassung überaus. In sehr guter Baulage sei es durch die Fusion der 
Fußballvereine "Stolberger SV" und DJK Frisch-Froh Stolberg" gelungen, mit der 
anstehenden Baulandvermarktung Mittel zu akquirieren, die den Sportvereinen zugute 
kämen. 

RM Kirch, CDU, teilt die Freude mit seinem Ratskollegen. Er dankt der Verwaltung für 
die geleistete Arbeit und sieht mit der heutigen Beschlussfassung ein positives Signal 
an die Sporttreibenden und in die Stadtentwicklung gesetzt. 

Beschluss: 
Der Ausschuss für StadtentwickJung, Verkehr und Umwelt nimmt die 
Ausführungen einmütig zur Kenntnis. Er empfiehlt Hauptausschuss und Rat 
einstimmig, den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 16 "Liester 
Teil IV" - 2. Änderung- sowie die 99. Änderung des FNP im Bereich Sportplatz 
Rotsch zu fassen und beauftragt die Verwaltung mit der Durchführung des 
Verfahrens im beschleunigten Verfahren gern. § 13a BauGB. Der 
Flächennutzungsplan ist gern. § 13a Abs. 2 BauGB im Wege der Berichtigung 
anzupassen. 

Für die Richtigkeit des Auszuges: 
Stolberg, den ;11~":!)~~,ember20 12 

Jm,t:1AUftr~ ~., 
,-,,' 

~~ 	~ /';8 -Amt'Jlb1 zur weiteren Veranlassung 































































13. Dez. 201211:15 +49 4491 	 9335»FJ I Jbr/ Jg~ j~_ ./2 Nr,5136 
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Stadt Stolberg 


Frau Beckers 


Rathausstr. 11 - 13 


52222 Stolberg 


Kalkulationen; 

Kastellstraße 53 
74080 Heilbronn 
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!lir !t11~recheartner: 

Heinrich RanmiJer 

Telefon: (ep1 31) 392 ~22 

13.12.2012 

hier: Abwassergebührenkalkulntion für 2013 und Betriebsabrechnung für 2011 

Sehr geehrte Frau Beckers, 

bezüglich der Betriebsabrechnting für 2011 ergibt sich für den Schmutzwasserbereich 

eine Überdeckung in Höhe von 573.309,68 € und bezüglich des Bereiches der 

Niederschlagsentwässerung eine überdeckung in Höhe von 151.049,17 €. Die Über­

deckung im Schmutzwasserbereich ist u. a. begründet in einer Erstattung eines 

Abwasserabgabebetrages in Höhe von 209.340,50 € sowie Nichtausführung einer im 

Haushaltsplan zunächst als Reparatur vorgesehen Maßnahme, die dann tatsächlich als 

vennögenswirksame Investitionsmaßnahme realisiert wurde. Hierbei handelt es sich um 

einen Betrag in Höhe von rund 200.000 €. 

Die Zahlung an die WVER Wassergtitewirtschaft blieb rund 100.000 € unter dem 

eingeplanten Betrag. 

Bezüglich des Überschusses hinsichtlich des Bereiches Niederschlagswassers ist der 

Hinweis "Neubau statt Reparatur« zu machen. 

Heilbronn • lngolstadt • Naunhof / Leipzig • Friesoythe 
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Von den vorstehenden Überschüssen in Höhe von zusammen 724.358,85 € 


sollen 240.000 € in der Gebührenkalkulation für 2013 gebührenmindernd in Ansatz ge~ 


bracht werden. 


Hinzuweisen ist jedoch darauf, dass entsprechend einer Ergebnisschätzung sich für 


2012 ein Überschuss in Höhe von rd. 940.000 € ergeben wird. Zu einem groOen Teil 


resultiert 


dieser Überschuss aus nicht durchgefuhrten Reparaturen von Kanalteilstücken. 


Bezüglich der Abwasserkalkulationen fur 2013 und Betriebsabrechntmgen für 2011 


können wir den uns vorgelegten Unterlagen (Betriebsabrechnungen für 2011 und 


Kalkulationen für 2013 für die Schmutzwasserbeseitigung. für die 


Niederschlagswasserbeseitigung, für die Entleerung der Kleinkläranlagen und für die 


Entleerung der Abwassersammelgruben) testieren, dass diese den an derartige 


Kalkulationen und Betriebsabrechnungen zu stellenden Anforderungen - auch rechtlich 


- voll und ganz entsprechen. Anmerken möchten wir noch, dass wir uns bezüglich der 


Höhe der kalkulatorischen Zinsen, die mit einem Zinssatz von 6,77 % in die 


Berechnung eingeflossen sind, im vorigen Jahr noch mit dem Innenministerium in 


Düsseldorf telefonisch in Verbindung gesetzt haben. Die uns auf unsere entsprechende 


Frage vom Innenministerium erteilte Auskunft hat bestätigt, dass das Urteil des 


Oberverwaltungsgerichts NRW v. 13.04.2005 (AZ. 9 A 3120103) nach wie vor 


anwendbar ist. Zu der Höhe der in Ansatz zu bringenden kalkulatorischen Zinsen dürfen 


wir auch auf das Urteil des VerwaltWlgsgerichts Köln vom 24.05.2011 - AZ. 14 K 


988/1 0 - hinweisen. In diesem Urteil hat das Verwaltungsgericht Köln unter Hinweis 


auf die ständige Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen und 


unter Hinweis auf das vorstehende Urteil des OVG NRW vom 13,05.2005 ausgeführt, 


dass für die Bestimmung des Zinssatzes nicht die in der jeweiligen Gebührenperiode am 


Kapitalmarkt herrschenden Verhältnisse, sondern nur langfristige Durchschnitts­


verhältnisse sein können, da es sich um einen kalkulatorischen Zins handelt~ der sich 


auf den gesamten Restbuchwert, mithin Anlagegüter unterschiedlichsten Alters bezieht 


Somit stimmen wir dem in Ansatz gebrachten Zinssatz, den wir ursprünglich für 


mindenmgsflihig hielten. zu. 


Das vorstehende Testat müssen wir jedoch mit der Einschränkung abgebenj dass auf 


Grund der angesetzten Stundenzahl Prufungsumfang und -intensität nicht bis ins jedes 
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einzelne Detail und nicht bis in jede Gnmdlage der Betriebsabrechnung Wld 

Gebtihrenkalkulation gehen konnte, Somit haben wir auf Daten und Grundlagen, die die 

Verwaltung erarbeitet hat, zuruckgegriffen. Aus den v. g. Gründen können wir keine 

uneingeschränkte Haftung übernehmen. Anderenfalls wurden wir auch für Fehler - z B. 

auch für rechnerische Fehler bei der Grundlagenennittlung - haften, die WlS jedoch 

nicht zuzurechnen sind. 

Mit freundlichen Großen 

Heinrich Rammler 
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4. Änderungssatzung vom xx.xx.xxxx 

zur Gebührensatzung vom 17.12.2008 


zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) vom XX.XX.XXXX 


über die Entwässerung der Grundstücke und den 

Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 


- Entwässerungssatzung ­

Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 Abs. 1 f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 436), der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.12.2011 (GV. 
NRW. S. 687), und der §§ 51,53,64 und 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 16.03.2010 (GV NRW. S. 185) hat der Rat der Stadt 
Stolberg (Rhld.) in seiner Sitzung am 18.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

§ 3 - Gebühren- und Abgabemaßstäbe für Schmutzwasser 

Die bisherige Regelung des § 3 Abs. 2 b) Satz 5 erhält folgende Fassung: 

... Für die Kontrolle der Messgeräte gelten die Vorschriften des § 18 der 
Entwässerungssatzung der Stadt Stolberg (Rhld.) entsprechend. 

§ 3 Absatz 2 c), 1. Spiegelstrich, Satz 4 wird ersatzlos gestrichen. 

Die bisherige Regelung des § 3 Abs. 2 cl, 2. Spiegelstrich, erhält folgende Fassung: 

Bei der Entnahme von Brauchwasser aus sonstigen Wasserversorgungsanlagen 
gilt für die Berechnung der Schmutzwassergebühr der Zeitraum eines Jahres. 
Die entnommene Wassermenge ist vom Gebührenpflichtigen anzugeben und zu 
belegen. Stichtag für die im folgenden Jahr zu berücksichtigende Wassermenge 
ist der 01.07. des laufenden Jahres. 

Übergangsregelung bei der Schmutzwassergebühr und der 
Niederschlagswassergebühr für das Jahr 2013 

Die Niederschlagswassergebühr für das Jahr 2012 wird mit den im Rahmen der 
Aktualisierung der Flächendaten für die Festsetzung und Erhebung der 
Niederschlagswassergebühr ermittelten Flächen festgesetzt. 

Liegen Verbrauchswerte aus dem Jahre 2012 vor, wird die 
Schmutzwassergebühr mach dieser Verbrauchsmenge, hochgerechnet auf 365 
Tage, festgesetzt. Liegen keine verwertbaren Verbrauchsmengen vor, erfolgt 
eine Schätzung nach § 3 Abs. 2 b) Satz 5. Die Niederschlagswassergebühr wird 
unter Zugrundelegen der hochgerechneten Wassermenge entsprechend § 5 
Abs. 1 b) gekürzt. 



Die bisherige Regelung des § 3 Abs. 6 Satz 2 wird durch die folgende Regelung 
ersetzt: 

(6) 	... Dabei bleibt eine Frischwasser-Abzugsmenge bis zu 10 cbm jährlich 
unberücksichtigt (Bagatellg renze). 

Die bisherige Regelung des § 3 Abs. 6 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

... Für die Kontrolle der Messgeräte gelten die Vorschriften des § 18 der 
Entwässerungssatzung der Stadt Stolberg (Rhld.) entsprechend. 

Artikel 2 

§ 5 - Gebühren- und Abgabemaßstäbe für Niederschlagswasser 

Die bisherige Regelung des § 5 Abs. 1 a) erhält folgende Fassung: 

a) 	 Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die 
Quadratmeterzahl der befestigten und/oder bebauten bzw. überbauten 
Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden 
oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangen kann. 

Die bisherige Regelung des § 5 Abs. 1 b) erhält folgende Fassung: 

b) 	 Wird auf den befestigten und/oder bebauten bzw. überbauten 
Grundstücksflächen anfallendes Niederschlagswasser einer 
Regenwassernutzungsanlage zugeführt und nach der Verwendung als 
Brauchwasser in die öffentliche Abwasseranl~ge eingeleitet, wird, wenn der 
Überlauf der Rückhaltung an die städtische Abwasseranlage angeschlossen 
ist, die nach Abs. 2 ermittelte gebührenrelevante Fläche nach der Formel 
"gemessene zugeführte Wassermenge dividiert durch 0,75" gekürzt. 

§ 5 Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen. 

§ 5 Abs. 3 wird ersatzlos gestrichen. 

§ 5 Abs. 4 wird zu § 5 Absatz 2. 

§ 5 Abs. 5 wird zu § 5 Absatz 3. In diesem Absatz wird Satz 2 ersatzlos gestrichen. 

Artikel 3 


§ 6 - Niederschlagswassergebühr 


§ 6 erhält folgende Fassung: 


Die Gebühr beträgt für jeden qm bebauter bzw. überbauter 

oder befestigter Fläche im Sinne des § 5 Abs. 1 	 1,37 € 



Artikel 4 

§ 8 - Gebühren- und Abgabepflichtige 

Die bisherige Regelung des § 8 Abs. 1 wird hinter Buchst. c) durch die folgende 
Regelung ergänzt: 

d) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung 

Artikel 5 

I n-Kraft-trete nl Außer-Kraft-trete n 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Die Übergangsregelung bei der 
Schmutzwassergebühr und der Niederschlagswassergebühr für das Jahr 2013 tritt mit 
Ablauf des 31.12.2013 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, dass 

a) 	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren nicht durchgeführt wurde, 

b) 	 diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden ist, 

c) 	 der Bürgermeister den Satzungsbeschluss vorher beanstandet hat oder 

d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Stadt Stolberg (Rhld.) vorher 
gerügt wurde und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet wurde, die den Mangel ergibt. 

Stolberg (Rhld.), den xx.xx.xxxx 
Der Bürgermeister 

Ferdi Gatzweiler 
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4. Änderungssatzung vom 19.12.2012 

zu der Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 


vom 17.12.2009 


Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 Abs. 1 f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 436), der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. S. 687), sowie der§§ 3 und 4 des Gesetzes über 
die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW. s. 706). zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher 
Straßen vom 30.06.2009 (GV. NRW. S. 390) hat der Rat der Stadt Stolberg (Rhld). in seiner 
Sitzung am 18.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

§ 2 Abs. 2 wird um folgenden Satz 3 ergänzt: 

Private Grundstückszuwegungen sind keine erschlossenen Grundstücke im vorstehenden 
Sinne. 

Artikel 2 

§ 5 Abs. 7 der Satzung erhält folgende Fassung: 

(7) 	 Für die 14-tägliche Reinigung der Fahrbahn und den Winterdienst auf der 
Fahrbahn durch die Stadt beträgt die Benutzungsgebühr je Meter 
Grundstücksseite (Absätze 1 bis 6) 

jährlich 3,70 €. 

Für die mehrfache Reinigung der Fahrbahnen und den Winterdienst im 
Kernstadtbereich (Altstadt, Fußgängerzone) durch die Stadt beträgt die 
Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite (Absätze 1 bis 6) 

jährlich 3,70 €. 

Artikel 3 

§ 5 Abs. 8 der Satzung erhält folgende Fassung: 

(8) 	 Dort, wo die Stadt nur den Winterdienst auf der Fahrbahn durchführt, beträgt die 
Benutzungsgebühr je Meter Grundstückseite (Absätze 1 bis 6) 

jährlich 3,19 €. 



Artikel 4 

Die ab dem 01.01.2013 geltenden Änderungen im Straßenverzeichnis ergeben sich aus 
der Anlage, die Bestandteil dieser .i,.Änderungssatzung ist. 

Artikel 5 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, dass 

a) 	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren nicht durchgeführt wurde, 

b) 	 diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden ist, 

c) 	 der Bürgermeister den Satzungsbeschluss vorher beanstandet hat oder 

d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Stadt Stolberg (Rhld.) vorher 
gerügt wurde und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet wurde, die den Mangel ergibt. 

Stolberg (Rhld.), den 19.12.1012 
Der Bürgermeister 

Ferdi Gatzweiler 
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Frau Beckers 
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Heinrich Rammler 

Teiefon: (0 71 ~11) :i92 122 

13.12.2012 

Kalkulationen; 

bier: Straßenreinigungsgebührenkalkulation einschi. Winterdienstlmlkulation für 

2013 und Betriebsabrecbpung för 2011 

Sehr geehrte Frau Beckers, 

wir beziehen lUlS auf die lUlS vorgelegten Kalkulationsunterlagen. 

Besondere Bemerkungen unserseits sind nicht zu machen. Wir möchten uns jedoch auf 

unsere letztjährige Stellungnahme beziehend, in der wir zum Ausdruck gebracht haben, 

dass die in die Kalkulation eingebrachten Aufwendungen für den Winterdienst fur 

2012 mit 724,316,31 € uns relativ hoch erscheinen und mehr als doppelt so hoch wie in 

der Kalkulation für 2011 sind, Hinzu kommt, dass die Abrechnung für 2011 hinsichtlich 

des Winterdienstes einen Überschuss in Höhe von 11.209,00 € ergeben hat. Leider 

liegen bezüglich der Abrechnung für 2012 noch keine Informationen vor. 

Da jedoch der Winter 201112012 besonders in 2012 sehr hohe Anforderungen an den 

Winterdienst gestellt hat und insoweit Prognosen sehr schwierig sind, steHen wir unsere 

Heilbronn • II1go1stadt • Naunhof/ Leipzig • Prie$oythe 
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Bedenken insoweit zurück, zumal Gebührenüberdeckungen nach dem Kommunal­

abgabenrecht im Rahmen nachfolgender Kalkulationen wieder auszugleichen sind. 

Bezüglich der Straßenreinigung hat die Abrechnung für 2011 einen überschuss in Höhe 

von 16.938,38 € ergeben. 

Den uns vorgelegten Unterlagen (Betriebsabrechnungen fiir 2011 und Kalkulationen für 

2013 für die Straßenreinigung, einsehl. Winterdienst) können vvir testieren, dass diese 

den an derartige Kalkulationen und Betriebsabrechnungen zu stellende Anforderungen 

- auch rechtlich - voll und ganz entsprechen. Das vorstehende Testat müssen wir 

jedoch mit der Einschränkung abgeben, dass auf Grund der angesetzten Stundenzahl 

Prüfungs-umfang und Ptüfungsintensität nicht bis ins jede einzelne Detail und nicht bis 

in jede Grundlage der Betriebsabrechnung und GebUhrenkalkulation gehen konnte. 

Somit haben wir a.uf Daten und Grundlagen, die die Verwaltung erarbeitet hat, 

zurückgegriffen. 

Aus den vor genannten Gründen können wir keine uneingeschränkte Haftung 

übernehmen. Anderenfalls worden wir auch fUf Fehler - z B. auch für rechnerische 

Fehler bei der Grundlagenennittlung - haften, die uns jedoch nicht zuzurechnen sind. 

Mit freundlichen Grüßen 

Heinrich Rammler 
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Datum Drucksache-Nr. 

05.12.2012 

VORLAGE 

für die Sitzung des Ha~ptausschusses/Rates 
fJ '2-1 I J)/..1 

am 18.12.2012 
Tagesordnungspunkt Nr. 
Betreff Änderung der Vorhaltezeiten im Rettungs­

dienst 

HA 

Rat 


a) Beschlussvorschlag: 

Der Hauptausschuß empfiehlt I der Rat beschließt die Verwaltung zu beauftragen 
zur Erfüllung der neuen gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben im Bereich des 
Rettungsdienstes zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine europaweite 
Ausschreibung zur Vergabe an eine Hilfsorganisation durchzuführen. 

b) Sachverhalt: 

Die Stadt Stolberg stellt im Rahmen der kombinierten Feuer- und Rettungswache in 
ihrer Funktion als Träger rettungsdienstlicher Aufgaben für das gesamte Stadtgebiet 
den öffentlichen Rettungsdienst im Bereich der Notfallrettung sicher. Basierend auf 
dem Rettungsdienstbedarfsplan der StädteRegion Aachen sind die Rettungstransport­
wagen (RTW) sowie das erforderliche Personal vorzuhalten. Bei dem Rettungsdienst 
handelt es sich um eine kostenrechnende Einrichtung, bei der sämtliche Kosten in die 
Kalkulation der Rettungsdienstgebühren einfließen. Im Rahmen der mit den 
Krankenkassen ausgehandelten Vereinbarungen werden diese voll erstattet. 

Zur zeitnahen Notfallversorgung und der gesundheitlichen Daseinsvorsorge im 
Zuständigkeitsbereich der Feuer- und Rettungswache der Stadt Stolberg (Rhld.) wurde 
in den vergangenen Jahren eine Hilfsorganisation täglich außerhalb der 
Rettungsdienstbedarfsplanung mit einem Rettungstransportwagen (RTW) zum Einsatz 
als 2. RTW in der öffentlichen Notfallrettung aufgrund einer Ausschreibung 
eingebunden. Dies erfolgte als freiwillige Leistung. 

Der Einsatz dieses zusätzlichen Rettungsmittels zeigte stetig ansteigende 
Einsatzzahlen im Stadtgebiet. Daraufhin erfolgte durch die StädteRegion Aachen nach 
Absprache mit den Vertretern der Krankenkassen die nachfolgende Änderung der 
Vorhaltezeiten, die eine entsprechende Personalaufstockung erforderlich machen 
würde, wenn die Aufgabe mit eigenem Personal durchgeführt werden sollte: 



-2­

1. Vorhaltezeiten: 

RTW1 mo - so 24 Stunden RTW1 mo - so 24 Stunden 

RTW2 mo - so 24 Stunden RTW2 mo - fr 10 Stunden 

2. Personal: 

'"'RTvv .~ 
24&td]n,b',-·~0··· 

RA RA 

4,725 4,725 

9,45 

12,27 

i';:~;~"T\V··~';';i~ ..... 
i10~StCl./trlo... fr 
RA RA 

1,41 1,41 

2,82 

... 10'~''M': 
,24StCt)mo ~S9 

RA RA 

4,725 4,725 

9,45 

18,9 

24 StCl./mo- so 

RA RA 

4,725 4,725 

9,45 

Die Auffassung der StädteRegion, dass die v.g. Änderung der Vorhaltezeiten 
rückwirkend ab dem 13.08.2012 gilt, wird von den Krankenkassen abgelehnt; eine 
zeitnahe Umsetzung wird jedoch befürwortet. Anzumerken ist, Class es sich 
nunmehr Clurch Clie ÄnClerung Cles RettungsClienstbeClarfsplanes nicht mehr um 
eine freiwillige Leistung, sonClern um eine Pflichtaufgabe hanClelt. 

Die Umsetzung der v.g. Änderungen der Vorhaltezeiten ist seitens der Stadt Stolberg 
entweder durch eine Personalaufstockung (= 7 Stellen, die sich aus der Hochrechnung 
des vorhandenen Personals ergeben) oder eine Fremdvergabe im Rahmen eines 
Ausschreibungsverfahren an eine Hilfsorganisation möglich. 

Bei einer Aufstockung des erforderlichen Personals durch 7 Angestellte (Egr. 6) 
betragen die Kosten jährlich ca. 338.000,00 €. Sollte die Aufgabe mit Beamten erfüllt 
werden, so fallen ca. 294.000,00 € incl. Beihilfezahlungen jährlich an. Zur Zeit werden 
von den Krankenkassen 50.000,00 € je Stelle übernommen, bei 7 zusätzlichen Stellen 
somit 350.000,00 €. 

Bei einer Einstellung von Beamten würde die Stadt Stolberg sich auch über die Zeit 
des aktiven Dienste hinaus langfristig binden. Diese Bindung ist hinsichtlich der 
Versorgungsleistungen über die aktive Dienstzeit hinaus gegeben. Zum jetzigen 
Zeitpunkt ist jedoch nicht absehbar, ob die Gegenfinanzierung der 
Versorgungsleistungen für die Zukunft gesichert ist. 

Die Beschäftigung von Angestellten erfolgt ebenfalls auf Dauer. Die hierfür anfallenden 
Personalkosten in Höhe von jährlich ca. 338.000,00 € führen zum Anstieg der 
Personalkosten im Stärkungspakt und machen dort eine entsprechende Aufstockung 
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erforderlich, die mit der Kommunalaufsicht abgestimmt werden müßte. 

Da derzeit jedoch nicht bekannt ist, ob eventuell Veränderungen bzgl. der Trägerschaft 
des Rettungsdienstes oder des Umfangs der Aufgaben in den nächsten Jahren 
anstehen, wird von seiten der Verwaltung eine europaweite Ausschreibung zur 
Vergabe der Leistung an eine Hilfsorganisation vorgeschlagen. Zu welchem Ergebnis 
eine solche Ausschreibung führt, ist offen, jedoch wird von Seiten der Verwaltung auf 
diesem Weg das wirtschaftlichste Ergebnis erwartet. Die nach dem Ergebnis der 
Ausschreibung zu zahlenden Entgelte werden in die Kalkulation der 
Rettungsdienstgebühren eingerechnet und von den Krankenkassen erstattet. 

c) Rechtslage: 

§ 6 Abs. 2 und § 9 Abs. 1 RettG NRW 

d) Finanzierung: 

Sämtliche Kosten werden im Rahmen der Kalkulation der Rettungsdienst­
benutzungsgebühren von den Krankenkassen voll erstattet. 

I.A. 



Stadt Stolberg (Rhld.) • 52220 Stolberg 

An 
alle Ratsmitglieder 

Sitzung des Hauptausschusses und Rates am 18.12.12 
Vorlage zu TOP .All.bzw. ..ß..:!.!!>etreffend Änderung der Vorhaltezeiten im 
Rettungsdienst 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben des Personalrates vom 14.12.12. 
in dem der Personalrat die Auffassung vertritt, dass es sich bei der beabsichtigen 
Ausschreibung im Bereich des Rettungsdienstes um eine mitbestimmungspflichtige 
Angelegenheit nach § 72 Abs. 4 Nr. 22 LPVG handelt. Ausgehend von dieser 
Rechtsauffassung bittet der Personalrat, vor der endgültigen Beschlussfassung 
durch Hauptausschuss und Rat das personalvertretungsrechtliche Verfahren 
durchzuführen. 

Die Verwaltung vertritt zurzeit die Ansicht, dass keine Mitbestimmungspflicht des 
Personalrates gegeben ist. 

Eine Mitbestimmung des Personalrates könnte sich aus § 72 Abs. 4 Nr. 22 LPVG 
ergeben. wenn »Arbeiten der Dienststelle, die üblicherweise von ihren 
Beschäftigten vorgenommen werden, auf Dauer an Privatpersonen oder auf Dritte 
in jeglicher Rechtsform (Privatisierung) übertragen werden" sollen. Nach der 
Rechtsprechung des OVG Münster aus seiner Entscheidung vom 16.12.1993 - CL 
103/90 werden üblicherweise Arbeiten von Beschäftigten der Dienststelle dann 
erledigt, wenn die zur Übertragung vorgesehenen Arbeiten bisher regelmäßig 
verwaltungseigenen Kräften übertragen waren. Im vorliegenden Falle wurden nach 
Auffassung der Verwaltung hier die Arbeiten schon durch einen Dritten erledigt. 

Da ein Mitbestimmungsrecht des Personalrates nur dann greift, wenn 
Arbeitsplätze, die bish~r von Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung 
wahrgenommen worden sind, durch dauernde Übertragung an Dritte verloren zu 
gehen drohen, wird hier durch die Verwaltung auf der Warte der zuvor 
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dargestellten Rechtsprechung eine Mitbestimmung des Personalrates nach § 72 Abs. 4 Nr. 22 LPVG 
verneint. 

Aufgrund dieser unterschiedlichen Rechtsauffassungen macht die Verwaltung darauf aufmerksam, dass 
hier unter Umständen ein Verfahren nach dem LPVG ins Haus steht. 

Unabhängig von der zuvor dargestellten Rechtslage schlägt die Verwaltung vor, den in der Vorlage 
formulierten Beschluss wie folgt zu konkretisieren: 

" Dabei soll die Ausschreibung sich nur auf die Stunden des zweiten RTW beziehen, die nicht von 
den Kräften der Feuerhauptwache abgedeckt werden." 

Durch diese Verfahrenweise wird ein klares Signal an die Kolleginnen und Kollegen der Feuerwehr 
gesendet, dass es nicht die Absicht der Verwaltung und der Politik ist, den Rettungsdienst bei der Stadt 
Stolberg auszuhöhlen. Hierdurch könnte die verständliche Unruhe und Sorgen der Kollegen im Bereich 
der Feuerwehr, die insbesondere durch den Presseartikel vom 14.12.12 ausgelöst wurde, minimiert 
werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
i.A. 

http:14.12.12


Personalrat der 

Stadtverwaltung Stolberg (Rhld.) 
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Anl 

Änderung der Vorhaltezeiten im Rettungsdienst 
Ihr Schreiben vom 07.12.12 /1\

! 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

vielen Dank für die Zusendung der o.a. Vorlage, die Hauptausschuss und Rat am 
18.12.12 beschließen sollen. 
Im Anschreiben teilen Sie dem Personalrat die Rechtsauffassung mit, dass in der Sache 
seitens der Verwaltung z. Zt. eine Mitbestimmungspflicht des Personalrates nicht 
gesehen wird. Ich habe dem Personalrat die Rechtsauffassung der Verwaltung und den 
Inhalt der Vorlage zur Kenntnis gebracht. 
Nach eingehender Wertung vertritt der Personalrat die Auffassung, dass die beabsichtigte 
Ausschreibung der neuen gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben im Bereich des 
Rettungsdienstes eine gemäß § 72 Abs. 4 Nr. 22, LPVG, mitbestimmungspflichtige 
Maßnahme darstellt. 
Der Vorlage ist zu entnehmen, dass der gesetZlich vorgegebene Rettungsdienst bislang 
im vollen Umfang durch Bedienstete der Stadt Stolberg erbracht wird. Nunmehr ist durch 
die beabsichtigte Beschlussfassung vorgesehen, in Zukunft einen Teil des gesetzlich 
vorgeschriebenen Rettungsdienstes(Ausweitung der Pflichtaufgabe auf Grund des 
Rettungsdienstbedarfplanes) auf Dauer an Private zu vergeben. 
Diese Grundsatzentscheidung unterliegt nach Rechtsauffassung des Personalrates der 
genannten Mitbestimmung. Der Personalrat empfiehlt Ihnen daher, vor der endgültigen 
Beschlussfassung durch HA und Rat das personalvertretungsrechtliche Verfahren 
durchzuführen. Sollten Sie Sich dieser rechtlichen Wertung nicht anschließen können, 
bitte ich Sie, den Rat vor seiner Beschlussfassung über die zwischen Verwaltung und 
Personalrat bestehende unterschiedliche Rechtsauffassung in Kenntnis zu setzen. Über 
das Ergebnis der Beschlussfassung im Rat bitte ich Sie, den Personalrat zu informieren. 
Der Personalrat behält sich die Einleitung eines Beschlussverfahrens vor. 

J L j 

/, L· lWI
L 1. ' 
Künzer 
Vorsitzender 
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